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Verfahrensrecht

FG Berlin-Brandenburg: Festsetzung eines Verzogerungsgeldes

Mit Urteil vom 24.04.2014, IV R 25/11, hat der BFH die Auffassung des FG Berlin-
Brandenburg bestatigt, nach der das FA das Verzdgerungsgeld ermessensfehlerhaft
festgesetzt hat. Der BFH bejahte ebenso wie das FG einen Ermessensfehler hinsichtlich des
Auswahlermessens. AuBerdem habe das FA auch sein EntschlieBungsermessen fehlerhaft
ausgeubt.

BFH, Urteil vom 24.04.2014, IV R 25/11, siehe Deloitte Tax-News

FG Berlin-Brandenburg (Vorinstanz):

Das Finanzamt kann ein Verzégerungsgeld festsetzen, um den Steuerpflichtigen zur
fristgerechten Vorlage von Unterlagen im Rahmen der Betriebsprifung anzuhalten. Bei der
Ausubung seines Ermessens bzgl. der Hohe (Auswahlermessen) kann es entscheidend auf
die Dauer der Fristiiberschreitung abstellen. Dabei dirfen aber Zeiten nicht eingerechnet
werden, in denen ein (behoérdlicher oder gerichtlicher) AdV-Antrag lauft bzw. AdV gewahrt
worden ist.

Sachverhalt

Die Klagerin legte im Dezember 2008 gegen die Anordnung einer AuRRenprifung Einspruch
ein und beantragte deren Aussetzung der Vollziehung (AdV). Nach ablehnender
Einspruchsentscheidung wurde Klage eingelegt und ein gerichtlicher AdV-Antrag gestellt.
Beide Verfahren wurden eingestellt, da die Einspruchsentscheidung aufgrund einer
zwischenzeitlichen Umwandlung der Klagerin nicht wirksam bekannt gegeben worden war.
Mit Schreiben vom 09.12.2009 teilte das Finanzamt der Klagerin mit, dass mit der
AuBenprufung am 11.01.2010 begonnen werde und forderte dazu die relevanten
Unterlagen an. Fur den Fall des Nichtvorliegens der Unterlagen bis zum 11.01.2010 drohte
das Finanzamt die Festsetzung eines Verzogerungsgelds an.

Die Klagerin legte Anfang Januar 2010 Einspruch ,gegen die geanderte Prifungsanordnung
vom 09.12.2009" ein und beantragte AdV. Das Finanzamt lehnte den AdV-Antrag mit
Bescheid vom 28.01.2010 ab und setzte mit Bescheid vom 03.03.2010 ein Verzdgerungsgeld
in Hohe von Euro 4.800 fest. Dabei wurde ein Tagessatz von Euro 100 flr den Zeitraum
11.01.2010 bis 01.03.2010 zugrundegelegt. Die Beteiligten streiten Uber die Festsetzung
eines Verzdgerungsgelds.

Entscheidung

Der Bescheid Uber die Festsetzung eines Verzogerungsgeldes in Héhe von Euro 4.800 ist
rechtswidrig und verletzt die Klagerin in ihren Rechten. Zwar ist der Bescheid Uber die
Festsetzung des Verzdgerungsgeldes formell rechtmaRig und auch die materiellen
Voraussetzungen des § 146 Abs. 2b AO sind erfullt. Denn nach dieser Norm kann ein
Verzogerungsgeld unter anderem dann festgesetzt werden, wenn der Steuerpflichtige einer
Aufforderung der zustandigen Finanzbehdrde zur Vorlage von Unterlagen im Rahmen einer
AuBenprufung nicht innerhalb einer ihm bestimmten angemessenen Frist nachkommt,
wobei keine Verbindung mit einer Verlagerung der Buchfiihrung in das Ausland erforderlich
ist (vgl. dazu Schleswig-Holsteinisches FG, Urteil vom 01.02.2011). Das Finanzamt hat jedoch
sein Ermessen fehlerhaft ausgelbt.

Ein Ermessen ist sowohl flr die Frage, ob ein Verzégerungsgeld festgesetzt werden soll
(EntschlieBungsermessen), als auch fiir die Hohe eines Verzogerungsgeldes
(Auswahlermessen) eroffnet. Es kann offen gelassen werden, ob das Finanzamt im Streitfall
sein EntschlieBungsermessen fehlerhaft ausgelbt hat, denn in jedem Fall fand eine
fehlerhafte Auslibung des Auswahlermessens statt. Fiir eine ermessensgerechte
Bestimmung der Hohe des Verzégerungsgeldes ist von dem Zweck des 8 146 Abs. 2b AO
auszugehen. Wegen der zugleich repressiven Zielsetzung der Vorschrift sind die Dauer der
Fristuberschreitung, die Hohe des zu erwartenden Mehrergebnisses, die aus der
verspateten Mitwirkung gezogenen Vorteile, der Umfang der nicht vorgelegten Unterlagen
sowie das Verschulden und die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit des Steuerpflichtigen zu
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bertcksichtigen. Dabei ist es nicht zu beanstanden, dass das Finanzamt unter Betonung des
Sanktionscharakters des Verzogerungsgelds maRgeblich auf die Fristiiberschreitung
abgestellt hat.

Die fehlerhafte Ermessensaustbung folgt jedoch daraus, dass der Beklagte unzutreffend
von einer relevanten Verzégerung ab 11.01.2010 ausging. Denn nach Auffassung des
erkennenden Senats durfen in die Dauer der Fristiberschreitung keine Zeiten eingerechnet
werden, in denen ein (behoérdlicher oder gerichtlicher) AdV-Antrag |duft bzw. AdV gewahrt
worden ist (z. B. hinsichtlich der Prifungsanordnung, der Bestimmung des Prufungsbeginns
oder der Aufforderung zur Vorlage von Unterlagen). Dies gebietet das Erfordernis eines
umfassenden und effektiven Rechtsschutzes nach Art. 19 Abs. 4 GG, da die Vorlage von
Unterlagen nicht wieder riickwirkend beseitigt werden kann. AuBerdem ist nicht zu
beflirchten, dass dem Steuerpflichtigen dadurch die Mdglichkeit eréffnet wird, durch
wiederholte AdV-Antrage den Zweck des Verzégerungsgeldes auszuhebeln. Denn ein
Aufschub des relevanten Verzégerungszeitraums setzt nach Auffassung des erkennenden
Senats einen zuldssigen AdV-Antrag voraus. Diese Voraussetzung ist beispielsweise dann
nicht erfullt, wenn die Finanzbehdrde nach Beendigung eines AdV-Verfahrens lediglich eine
wiederholende Verfligung erlasst, in der aktualisierte Termine fur den tatsachlichen Beginn
der Prifung bzw. fur die Frist zur Vorlage der angeforderten Unterlagen genannt werden
(vgl. BFH-Beschluss vom 04.03.2008; BFH-Urteil vom 25.02.1997).

Im Streitfall begann die relevante Verzégerung demnach erst mit Bekanntgabe der
ablehnenden Entscheidung des Finanzamts hinsichtlich des AdV-Antrags gegen die
.geanderte Prufungsanordnung” vom 09.12.2009, d. h. am 31.01.2010.

Betroffene Norm
§ 146 Abs. 2b AO
Streitjahr 2010

Anmerkungen

Im Rahmen eines AdV-Verfahrens hat der BFH die mehrfache Festsetzung eines
Verzogerungsgeldes wegen fortdauernder Nichtvorlage derselben Unterlagen als
zweifelhaft angesehen. BFH, Beschluss vom 16.06.2011, IV B 120/10, siehe Deloitte Tax-
News. Das Hauptsacheverfahren ist beim Finanzgericht Sachsen-Anhalt anhangig: 3 K
1235/10.

Der BFH hat in seinem Beschluss offengelassen, ob eine Vervielfaltigung des
Verzogerungsgeldes erlaubt ist, wenn mehrere Unterlagen angefordert, mehrere
Mitwirkungspflichten eingefordert oder bestimmte Pflichten fortdauernd verletzt werden.
Das Hessische Finanzgericht lehnt im AdV-Verfahren die Vervielfachung des
Mindestbetrages nach der Anzahl der Pflichtverletzungen ab. Allerdings soll die Anzahl der
Pflichtverletzungen bei der Festsetzung der Hohe des Verzogerungsgeldes berlcksichtigt
werden. Hessisches Finanzgericht, Beschluss vom 08.08.2011, 8 V 1281/11, rechtskraftig,
EFG 2011, S. 1949.

Fundstelle

BFH, Urteil vom 24.04.2014, IV R 25/11, siehe Deloitte Tax-News

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 19.05.2011, 13 K 13246/10, EFG 2011, S. 1945,
BFH-anhangig: IV R 25/11

Weitere Fundstellen

Schleswig-Holsteinisches Finanzgericht, Urteil vom 01.02.2011, 3 K 64/10, siehe Deloitte Tax-
News

BFH, Beschluss vom 04.03.2008, VII B 13/07, BFH/NV 2008, S. 1104

BFH, Urteil vom 25.02.1997, VII R 129/95, BFH/NV 1997, S. 542


http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/verfahrensrecht/bfh-mehrfache-festsetzung-von-verzoegerungsgeld.html
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=30254
http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/verfahrensrecht/bfh-ermessensausuebung-bei-der-festsetzung-eines-verzoegerungsgelds.html
http://www.finanzgericht.berlin.brandenburg.de/sixcms/detail.php?query=allgemein_fgcb&sv%255brelation_fgcb.gsid%255d=lbm1.c.319295.de&template=seite_fgcb_start
http://www.schleswig-holstein.de/FG/DE/FG_node.html
http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/verfahrensrecht/fg-schleswig-holstein-verzoegerungsgeld-im-inlandsfall.html
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=a82aa79a2b2b5d3ac6d2f76c12d1c285&nr=15828&pos=0&anz=1

www.deloitte-tax-news.de

Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
fur wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stitzen,
handelt dieser ausschliel3lich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Gbernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.



	FG Berlin-Brandenburg: Festsetzung eines Verzögerungsgeldes
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Norm
	Anmerkungen
	Fundstelle
	Weitere Fundstellen


